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1 Im Allgemeinen und Zusammenfassung 

Für die Einladung zur Anhörung und Abgabe einer Stellungnahme bedankt sich das FÖS. Das FÖS 
nimmt wie folgt zum Haushaltsentwurfs 2021 Stellung: 

Vorab muss festgestellt werden, dass die bereits für den diesjährigen Haushaltsentwurf 2020 am 
31.10.2019 abgegebenen Empfehlungen in der FÖS-Stellungnahme nicht berücksichtigt und umge-
setzt worden sind. Daher erneuert das FÖS seine Empfehlungen, auch da angesichts des größeren 
gesellschaftlichen Rückhalts für progressive Umwelt- und Klimamaßnahmen die Umsetzbarkeit leich-
ter fallen dürfte und der politische Mut größer sein sollte. 

Die im Folgenden gemachten Angaben beruhen auf verschiedenen Studien, die angesichts des kurzen 
Zeitraums zur Stellungnahme jedoch nicht alle aktualisiert werden konnten. 

Zusammenfassung: 

Im Haushaltsentwurf wird – wie schon in jenem für 2020 – viel zu wenig in zukunftststrächtige Be-
reich investiert. Das wiegt mindestens doppelt schwer: Zum Einen, weil öffentliche Investitionen 
seitens des Staates gerade in einer Wirtschaftskrise ganz zentral sind, um die Wirtschaft insgesamt zu 
stabilisieren. Zum Anderen, weil dringend erforderliche Zukunftstinvestitionen in den Klimaschutz 
unterbleiben, die helfen können, den Klimawandel in beherrschbaren Grenzen zu halten. Denn der 
Klimawandel wird immer erfahrbarer in Form von Unwettern, Hochwasser, Hitze- und Dürreperio-
den. Damit verbunden sind jedoch starke persönliche und volkswirtschaftliche Schäden und Kosten, 
die zeigen, dass unterlassene Investitionen in Klimaschutz später in Form höherer Kosten negativ zu 
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Buche schlagen und Wirtschaft und Umwelt belasten. Damit verlieren Umwelt und Wirtschaft ge-
meinsam, obwohl sie durch die richtigen Investitionsschwerpunkte synergetisch profitieren könnten, 
wenn die Landesregierung die richtigen Akzente setzen würde. 

Investitionen in Infrastruktur würden das Wachstum ermöglichen und Engpässe beseitigen. So sind 
zahlreiche Verkehrsinfrastrukturbauten, sowohl Schiene als auch Straße, faktisch dem Verfall ausge-
setzt, weil das geringe Investitionsniveau noch nicht einmal den Erhalt der Infrastruktur auf jetzigem 
Niveau sicherstellen kann. Damit aber werden ganz zentrale Bedingungen für ein ansonsten von der 
Landesregierung angestrebte Wirtschaftswachstum nicht erfüllt. Ähnliches gilt aber auch für Kran-
kenhäuser, Schulen, Universitäten und die Digitalisierung. 

Im Bereich der Energie- und Klimapolitik sollen 20 Millionen Euro weniger ausgegeben werden. Es ist 
nicht ersichtlich, wie die gänzliche Streichung der Fördermittel für klimaneutrale Industrien und städ-
tische Energielösngen einen Beitrag zum Erreichen des Pariser Abkommens leistet. 

Genau das Gegenteil ist erforderlich: Gerade die Kommunen, die ganz wesentliche Akteure bei der 
Umsetzung des Klimaschutzes sind, benötigen entsprechende Investitionsmittel. Hier müssten stra-
tegisch massive Investitionen erfolgen, um die Kommunen fit gegen den Klimawandel und steigende 
Energiekosten zu machen. Dazu müssten Investitionen in Erneuerbare Energien und Energieeffizienz 
erfolgen. Die Bundesregierung stellt hierfür auch dem Land NRW Gelder zur Verfügung, die aber 
auch abgerufen und genutzt werden müssen. 

Mit strategischen Kommunalinvestitionen könnten Arbeitsplätze vor Ort geschaffen und bewahrt 
werden, was gerade in der jetzigen Zeit ein für viele Unternehmen geradezu überlebenswichtiges 
Signal und Unterstützung wäre. Hier sollte das Beispiel des bisherigen Programms „Gute Schule 
2020“ als Vorbild genutzt werden, um ähnliche Investitionen in den Klimaschutz seitens der Kommu-
nen z.B. durch Aufnahme von Krediten zu ermöglichen, die dann aber mit Mitteln aus dem Landes-
haushalt getilgt werden. 

So furchtbar die Corona-Pandemie auch ist, aber sie hat zumindest im Verkehr zu massiven und zu-
vor kaum vorstellbaren Veränderungen geführt. Die Vorteile des vermehrten Arbeiten von zuhause 
müssen ausgebaut und die Nachteile durch entsprechende Investitionen in die Beseitigung ihrer 
gleichwohl auch existenten Nachteile reduziert werden. Viele Fahrten fallen weg und die verbleiben-
den werden zunehmen mit dem Fahrrad wahrgenommen. Auch Lastenfahrräder erleben einen bis-
her nicht gekannten Aufschwung, was zeigt, dass ein massiver Wandel selbst in kürzester Zeit mög-
lich ist. Damit jedoch wird die Infrastruktur herausgefordert, weil sie meist schon ihre Belastungs-
grenze erreicht oder überschritten hat. Daraus leitet sich ein umfassender und zudem im Verhältnis 
zu anderen Verkehrsmitteln sehr kostengünstiger Ausbau der Fahrradinfrastruktur ab. 

Aber auch der öffentliche Verkehr muss weiter massiv ausgebaut und neuen Hygieneanforderungn 
gerecht umgerüstet werden. Diese sich ändernden Gewohnheiten müssen sich auch als veränderte 
Prioritäten im Verkehrshaushalt niederschlagen. Straßenbau muss auf ein Minimum reduziert wer-
den und öffentlicher Verkehr und Fahrradverkehr müssen auch absolut die größten Ausgabenposten 
werden. Der Bundesverkehrswegeplans muss geprüft und angepasst werden. 
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2 Im Einzelnen 

2.1 Förderung von Erneuerbaren Energien und Energieeffizienz 

Im Kapitel 300 des Einzelplans 14 steigen die Einnahmen zwar um rund 100 Mio. Euro, die Ausgaben 
sogar um ca. 450 Mio. Euro.. Allerdings kann davon der Klimaschutz nicht angemessen profitieren. 
Denn die höheren Ausgaben kommen hauptsächlich der Digitalisierung zugute (+130 Mio. Euro für 
14200 Digitale Verwaltung, +180 Mio. Euro für 14500 Digitales). Im Einzelnen ist nicht nachvollzieh-
bar, warum die Mittel für die Schaffung einer klimaneutralen Landesverwaltung  nicht angemessen 
aufwachsen, um das selbstgesteckte Ziel 2030 zu erreichen (14300, Titelgruppe 62). Es wird begrüßt, 
dass für die Fernwärmeschiene Rhein-Ruhr nochmals 30 Mio. Euro eingeplant sind, allerdings fehlt 
die konkrete Umsetzungsplanung, damit auch der Abruf der Mittel erfolgen kann. Es ist nicht ver-
ständlich, wieso die Energie- und Klimafördermittel um über 35 Mio. Euro reduziert werden (14 300, 
Titelgruppe 63, 64) 

Im Haushaltsentwurf fehlt eine ausreichend große Anzahl zentraler Projekte und Maßnahmen für 
Energiewende und Klimaschutz. Um diese beiden Ziele systematisch zu verfolgen, bedarf es insbe-
sondere einer gezielten Förderung von Technologien  mit einem unmittelbaren und auch schon kurz- 
bis mittelfristigen Minderungseffekt der Treibhausgasemissionen. Dazu zählen insbesonere zwei 
Kategorien:  

1. Investitionen in Erneuerbare Energien-Anlagen und 
2. Investitioinen in Energieeffizienz. 

Von vielen wissenschaftlichen Institutionen gibt es zahlreiche Studien, die die konkreten Anknüpfungs-
punkte dafür aufzeigen, z.B. von Ihrem landeseigenen Wuppertal Institut. 

Natürlich müssen auch Maßnahmen ergriffen werden, die primär langfristig die Treibhausgasemissionen 
senken. Dazur zählen zum Beispiel die vorgesehene Förderung der Batterieforschungsfabrik in Müns-
ter, die Energieforschungsoffensive oder die Initiative für eine klimaneutrale Industrie „IN4Climate“.  
Diese sind in jedem Fall auch zielführend und notwendig. 

Allerdings ist das Verhältnis dieser langfristigen zu den zuvor genannten kurz- bis mittelfristigen Maß-
nahmen unangemessen.  Denn der Haushaltsentwurf bietet primär langfristig wirksame Maßnah-
men, aber der erforderliche Wandel muss jetzt gerade auch mit kurz- und mittelfristig minderungs-
wirksamen Maßnahmen angegangen werden, um so auch möglichst große Teile der Gesellschaft 
ganz konkret mitzunehmen. Statt dessen verkörpert der Haushaltsentwurf den Eindruck, dass dieser 
Wandel auf spätere Jahre, wenn nicht Jahrzehnte verlegt werden soll. 

Diese kurz- bis mittelfristigen Maßnahmen sind dringend erforderlich, weil jetzt bereits eine deutliche 
Senkung der Treibhausgasemissionen eingeleitet werden muss, denn dafür sind die Kosten noch 
relativ niedrig. Sie steigen jedoch in dem Maße, wie solche Maßnahmen nach hinten verschoben 
werden, denn die erforderliche Reduktion wird dann um so stärker sein müssen, um die Ziele zu er-
reichen. 

Die Initiative „IN4Climate“ und die damit verbundene Unterstützung der Industrie bei der Umstellung auf 
klimafreundliche Verfahren ist grundsätzlich wichtig und richtig. Allerdings ist die vorgesehene Mit-
telausstattung mit 4,5 Mio. Euro pro Jahr weit weniger als erforderlich wäre, um sicher die quantita-
tive Wirksamkeit entfalten zu können. Eine mehrfach höhere Ausstattung wäre hier erforderlich, eine 
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ausreichend große Anzahl an Projekten mit jeweils finanziell wirksamen Summen unterstützen zu 
können. 

Schlussfolgerung für den Haushalt 2021 sollte sein: Kurz- und mittelfristige Maßnahmen fördern zusätz-
lich zu langfristig wirksamen Maßnahmen. Beide Arten von Maßnahmen dürfen angesichts des drin-
genden Handlungsbedarfs nicht gegeneinander ausgespielt werden. Beide werden benötigt, aber im 
Haushaltsentwurf ist bei ersteren weitgehende Fehlanzeige. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Klimaschutzförderung wird auf die E-Mobilität gelegt. Das ist grundsätzlich 
angemessen, um insbesondere im Verkehrsbereich die Emissionen zu senken, denn gerade im Ver-
kehrssektor sinken die Emissionen immer noch nicht. Allerdings muss die Zuständigkeit und auch die 
Reichweiten von Maßnahmen der verschiedenen Ebenen zwischen Bund und Land berücksichtigt 
werden. So kann ein Bundesland wie NRW allein kaum die Versäumnisse der Bundespolitik und der 
Autoindustrie in Sachen Elektromobilität auffangen. 

Die eben genannten Programme sollen laut Entwurf aus der gleichen Titelgruppe wie die gesamte 
Förderung von Erneuerbaren Energien finanziert werden. Damit besteht jedoch die ernsthafte Ge-
fahr, dass letztere nicht ausreichend finanziert werden könnten. Denn sie stehen in unmittelbarer 
Konkurrenz zueinander und statt beide stark zu fördern, würden dann unangemessene Priorisierun-
gen erfolgen müssen, weil eben die Finanzausstattung nicht ausreichend zu den o.g. Zielerreichungen 
beiträgt. 

Konkret sollten die Grundlagen für klimaneutrale Mobilität und Stromerzeugung zugleich gelegt werden. 
Denn es die Mobilität kann nur nachhaltig sein, wenn zugleich die Stromerzeugung klimaneutral er-
folgt. Ein „Entweder oder“ darf es nicht geben. Nur beides zusammen ergibt Sinn und ist zielführend. 

An kurz- und mittelfristigen Projekten sollte insbesondere der Zubau von Photovoltaikanlagen gefördert 
werden und die Windenergie mit konstruktiven und erleichternden Maßnahmen im Landesentwick-
lungsplan unterstützt werden. Das Gegenteil ist bei der Windenergie derzeit der Fall, so wird diese 
durch unanangemessene Abstandsregelungen und damit fehlenden Flächen sowie andere Barrieren 
am zügigen Ausbau gehindert. Derartige Initiativen fehlen weitestgehend im Entwurf. 

Konkret werden beispielsweise finanzielle Umschichtungen zugunsten folgender Projekte/Maßnahmen 
für zielführend erachtet, wie o.g. Studien belegen: 

So sollte ein Förderprogramm für Bürgerwindprojekte aufgelegt werden. Schleswig-Holstein gibt hierzu 
ein gutes Beispiel ab. Desgleichen sollten – gerade angesichts des Konfliktpotentials -  die Unterstüt-
zungsangebote für die Konfliktbewältigung und zur Planungsbeschleunigung bei Windenergieprojek-
ten massiv ausgebaut werden. 

Ein weiteres Beispiel wäre die Förderung von Fotovoltaik-Mieterstromprojekten, denn diese könnten in 
einem dicht besiedelten Bundesland wie NRW zu einem Schlüssel zur Energiewende sein. 

2.2 Umsetzung einer klimaneutralen Landesverwaltung 

Im Haushaltsentwurf wird der ohnehin schon geringe Finanzansatz der Titelgruppe 62 in 2021 von 
140.000 € auf 115.000 € gesenkt. Das ist eine vollständig falsche Entwicklung des Haushaltsansatzes 
und nicht vereinbar mit z.B. § 7 des Klimaschutzgesetzes NRW. Denn darin ist das Ziel festgeschrie-
ben, dass die Landesregierung bis 2030 klimaneutral werden soll. Allerdings ist außer der 2016 
durchgeführten Umstellung auf Ökostrom wenig Nennenswertes passiert. 
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Alternativ dazu wäre eine sehr substantielle Erhöhung des Finanzansatzes erforderlich, auch um der 
Vorbildfunktion der Landesverwaltung gerecht zu werden und durch Investitionen einen klima-
freundlichen Fuhrpark aufzubauen. 

Auch die Kommunen sollten in ihrer Vorbildfunktion substantiell unterstützt werden. Die derzeitig 
angesetzten Summen sind dazu bei weitem nicht ausreichend. Inhaltlich sind zum Beispiel die Förde-
rung des kommunalen Klimaschutzmanagements, die Klimakonzepterstellung) und Investitionen in 
die energetische Sanierung kommunaler Liegenschaftenerforderlich. Die Klimakonzepterstellung 
wird bereits teils im Rahmen der Kommunalrichtlinie des BMU gefördert, ist jedoch nicht umfassend 
und damit nicht ausreihend genug. Ähnliches gilt für die energetische Sanierung kommunaler Liegen-
schaften, wie bereits bisher unter dem Projekt Gute Schule 2020. 

Dies steht auch im klaren Widerspruch zu den anfangs der Legislaturperiode von Minister Pinkwart 
getätigten Aussagen, er wolle die Klimaziele der Vorgängerregierung noch übertreffen und dass es 
möglich sei, bis 2020 im Vergleich zu 1990 die CO2-Emissionen um mehr als 25% zu reduzieren. So 
wird er in den Medien am 2.9.2017 mit folgenden Worten zitiert (https://rp-online.de/nrw/keine-
abstriche-beim-klimaziel_aid-17916757): 
„Pinkwart sieht Chancen, das Klimaziel der rot-grünen Vorgänger-Regierung sogar zu übertreffen. Es 
sei möglich, bis 2020 im Vergleich zu 1990 die CO2-Emissionen um mehr als 25% zu reduzieren, sagte 
Pinkwart am Freitag. Dazu beitragen könne bei flankierenden Hilfen von EU und Bund eine Verringe-
rung der Braunkohlekapazitäten über das bisher beschlossene Maß hinaus. Er könne sich vorstellen, 
noch mehr als nur fünf Kraftwerksblöcke herauszunehmen, sagte Pinkwart. Er erwarte aber dann 
einen Ausgleich von der EU im Interesse der Beschäftigten. 
Um die Klimaziele zu erreichen und Diesel-Fahrverbote zu vermeiden, startet die Landesregierung ein 
100-Millionen-Euro-Programm. Die Zahl der zurzeit 1600 Ladestationen für Elektroautos in NRW soll 
sich verdoppeln, auch die Umrüstung von Fahrzeugflotten von Kommunen wie Linienbusse, Unter-
nehmen oder Handwerkern auf Elektroantriebe soll damit unterstützt werden.“ 

2.3 Abbau umweltschädlicher Subventionen für die Braunkohle zur Finanzierung 

von Klimaschutzprojekten 

Diese grundsätzlich begrüßenswerten, weil zielführenden Aussagen lassen erkennen, dass der Minister 
nicht nur einen schnelleren Ausstieg aus der Braunkohle und die Übererfüllung der NRW-
Klimaschutzziele anstrebt(e), ggf. auch die umweltschädlichen Subventionen und Folgekosten des 
Braunkohleabbaus im Blick hatte. Denn letztlich sind diese Subventionen für die umweltschädliche 
Braunkohle wertvolle Gelder der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Und der Minister und die FDP 
sind dafür bekannt, sich für Subventionsabbau einzusetzen. 

Hier sollten Steuergelder eingespart werden, indem man der unwirtschaftlichen Braunkohle, aus der 
ohnehin absehbar ausgestiegen wird, jetzt nicht noch staatliche Mittel zukommen lässt. Dies sollte 
allenfalls zur Finanzierung des Strukturwandels erfolgen. 

Allerdings spiegelt sich auch das nicht im Haushaltsentwurf 2021 wider, was jedoch dringend erforderlich 
wäre, mindestens aus diesen Gründen: 

1. Um umweltschädliche Subventionen abzubauen und damit die Steuergelderverschwendung zu 
beenden. 

2. Um die Wettbewerbsverzerrungen durch die Nicht-Internalisierung externer Umweltschadenskosten 
zu reduzieren 

3. Um – ohne weitere Kreditaufnahme, sondern idealerweise bei gleichzeitigem Schuldenabbau – mehr 
Finanzmittel für die Finanzierung o.g. auch kurz- und mittelfristiger Projekte und Maßnahmen mit 

https://www.klimaschutz.de/kommunalrichtlinie
https://www.land.nrw/de/guteschule2020
https://rp-online.de/nrw/keine-abstriche-beim-klimaziel_aid-17916757
https://rp-online.de/nrw/keine-abstriche-beim-klimaziel_aid-17916757
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entsprechend schnellen Effekten auf den Ausstoß von Treibhausgasemissionen zu haben und nicht in 
o.g. Konkurrenzsituation mit den grundsätzlich sinnvollen langfristigen Maßnahmen zu geraten, die 
bereits im Haushaltsentwurf enthalten sind. 

Neben dieser unangemessen einseitigen Schwerpunktsetzung ist im Verhältnis zu dieser fundamentalen 
Fehlausrichtung des Haushaltsentwurfs 2021 die auch mangelnde Transparenz des Haushaltspostens 
für Energiewende und Klimaschutz zu kritisieren. So fehlen Erläuterungen in der wesentlichen Richt-
linie progres.NRW, aus der auch die E-Mobilität gefördert wird Sie wird aus der Titelgruppe 63 in 
Kapitel 14300 finanziert. Hier sind aus den vergangenen und auch künftigen Jahren wesentliche Ver-
änderungen ersichtlich, jedoch ohne dass diese genauer erläutert werden. Dies entspricht nicht aus-
reichend den Grundsätzen der Haushaltsordnung und des –rechts einer vollständigen Transparenz. 
Dies sollte noch am einfachsten vor Verabschiedung des Haushalts nachzuholen sein. 

Allerdings ist die von Anfang an verfolgte Linie zu kritisieren, die auch im o.g. hier fortgesetzten Zitat von 
Minister Pinkwart zum Ausdruck kommt: 

„Dagegen will die neue Landesregierung den Ausbau der klimafreundlichen Windkraft bremsen, "damit 
die Akzeptanz nicht verloren geht", wie Pinkwart sagte. Doch allein schon mit den jetzt bereits ge-
nehmigten neuen Kapazitäten und der Wiederertüchtigung alter Anlagen werde sich das Volumen 
annähernd verdoppeln. "Bislang wurde in NRW fast ausschließlich auf die Windkraft gesetzt. Ich halte 
das für ungünstig", sagte der FDP-Politiker. So seien etwa die Potenziale der Solarenergie nicht an-
satzweise ausgeschöpft. Es mache bei den gegenwärtigen Preisen durchaus Sinn, verstärkt Solarzellen 
auf Dächern in Innenstädten zu installieren. Auch die Geothermie verspreche neue Möglichkeiten.“ 

Diese Schwerpunktsetzung für andere Erneuerbare Energien spiegelt sich nicht im Haushaltsentwurf 
wieder. Dabei will die NRW-Landesregierung die Kapazitäten von Windenergie- und Solaranlagen bis 
2030 verdoppeln, die Bundesregierung 65 Prozent des Stroms erneuerbar erzeugen. Diese Ziele sind 
jedoch nur erreichen, wenn zahlreiche Hemmnisse beseitigt werden, allen voran im Landesentwick-
lungsplan. 

Insbesondere die Windbranche leidet derzeit massiv unter verschlechterten Rahmenbedingungen durch  

a) die Förderung über Ausschreibungen statt über das Festpreissystem des bewährten Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG), 

b) die fehlende Internalisierung externer Umweltkosten. Denn auch die im Klimapaket der Bundesregie-
rung beschlossene CO2-Bepreisung ist viel zu niedrig, um hier substantiell die Rentabilität der Erneu-
erbaren Energien zu verbessern 

c) die durch die Landespolitik bewusst herbeigeführten Einschränkungen für Flächennutzungen beim 
Bau von Windrädern 

d) die langen Planungsverfahren und die o.g. mangelnde öffenltiche Unterstützung durch Konfliktlö-
sungsansätze und Mediationen, wenn z.B. zwischen Energiewende und Naturschutz Konflikte auftre-
ten. 

Sollten diese Veränderungen nicht in Kürze erfolgen, werden weitere Arbeitsplätze und wirtschaftliche 
Entwicklungspotentiale in NRW verloren gehen. Bereits jetzt gibt es einen massiven Investitionsstau, 
weil Millionen Investitionen aufgrund der Unsicherheiten und o.g. schlechten Rahmenbedingungen 
nicht getätigt und verschoben worden sind. 

Bereits 2017 hatten nach Angaben der Bundesregierung 26.000 Menschen in der Windindustrie ihren 
Arbeitsplatz verloren. Laut IG Metall sind mittlerweile weitere 10.000 verloren gegangen. Diesen 
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Zahlen stehen rund 25.000 bundesweit Beschäftigte in allen Braun- und Steinkohleregionen gegen-
über. 

Die zukünftigen Arbeitsplätze liegen eindeutig im Bereich der Erneuerbaren Energien. Aber dazu müssen 
die Rahmenbedingungen stimmen. Schon einmal wurde eine starke Branche der Erneuerbaren, die 
Solarindustrie, durch falsche Förderpolitik aus Deutschland vertrieben. Dies sollte eine Mahnung 
sein, so etwas nicht noch einmal bei der Windenergie zuzulassen. Denn davon werden auch viele 
Arbeitsplätze in NRW betroffen sein. Die Windbranche sorgt zudem für wichtige Nachfrage bei 
mehereren für NRW prägenden energie- und rohstoffintensiven Industrien im Bereich von Stahl- und 
Glasindustrie. 

Hier sollte die Landesregierung entsprechende Bundesinitiativen ergreifen, um auf Bundesebene auf 
entsprechende Änderungen hinzuwirken, damit die o.g. Rahmenbedingungen verändert werden, 
sofern sie eben nicht auf Ebene der NRW-Landespolitik, sondern nur auf Bundesebene veränderbar 
sind. 

Es bedarf einer integrierten und aufeinander abgestimmten Klima-, Energie- und Verkehrspolitik. 
Kohärenz und Konsistenz sind erforderlich, die sich jedoch nicht in ausreichendem Maße im Haus-
haltsentwurf wieder finden. 

2.4 Abbau von umweltschädlichen Subventionen – zur Finanzierung o.g. 

erforderlicher kurz- bis mittelfristiger Maßnahmen 

Zur verursachergerechten Finanzierung des Landeshaushalts wäre es angemessen, die Braunkohlesub-
ventionen konsequent abzubauen. Positiv hervorzuheben ist, dass der Ausstieg aus der Kohlenutzung 
erfolgen soll. Allerdings kommt er zu spät und sollte schon deutlich vor dem beschlossenen Jahr 2038 
erfolgen. Idealerweise auch nicht erst 2035, sondern schon deutlich früher. Denn das impliziert auch, 
dass die umfangreichen versteckten Subventionen für die Braunkohle mindestens bis zum endgülti-
gen Ausstieg weiter gezahlt werden. 

So stellte das Umweltbundesamt (UBA 2004) fest, dass die Braunkohlewirtschaft auf verschiedene Art 
und Weisen, meist in verdeckter Form Subventionen erhält: 

1. Umsiedlungsförderung durch Finanzhilfen sowie die staatliche (Teil-)Übernahme von Infra-
strukturkosten 

2. Begünstigung von Investitionen durch Finanzhilfen, Steuervergünstigungen etc. 
3. (nicht für NRW relevant) Privatisierungsregelungen der ostdeutschen Braunkohle 
4. Indirekte Absatzförderung durch gezielte Förderung von industriellen Ansiedlungen im Um-

feld von Braunkohlekraftwerken sowie sonstiger Abnehmer von Braunkohleprodukten 
5. Verwaltungs- und Verfahrensaufwendungen für die Regulierungsmechanismen der Braun-

kohleplanung sowie Bergbehörden etc. 
6. Unentgeltliche oder verbilligte Nutzung endlicher Ressourcen, u.a. durch die Nicht-

Einbeziehung der Braunkohlegewinnung in die Feldes- und Förderabgabe sowie die teilweise 
Befreiung vom Wasserentnahmeentgelt. 

7. Externe Effekte durch die Emissionen, vor allem des Kraftwerksbetriebs sowie der Beeinflus-
sung der Landschaft, Böden und Wasserhaushalt durch den Braunkohlenbergbau.“ 

An dieser Stelle können die Details aus Kapazitätsgründen nicht näher dargestellt werden, statt dessen 
wird auf die Publikation des Wuppertal Instituts 2004 verwiesen und im Folgenden nur einige Ansät-
ze daraus aufgezeigt: 
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Besonders bedeutsam ist die Freistellung des Braunkohletagebaus von der Förderabgabe für Boden-
schätze. 
Laut Bundesberggesetz sind auf bergfreie Bodenschätze grundsätzlich 10 % des Marktpreises als 
Förderabgabe zu zahlen. Die Länder sind befugt diesen Satz zeitweilig zu variieren oder bestimmte 
Rohstoffe von der Förderabgabe zu befreien, wovon auch in einzelnen Ländern in unterschiedlicher 
Art und Weise Gebrauch gemacht wird. Auf Grundlage alter Rechte ist der Braunkohleta-gebau von 
dieser Förderabgabe gänzlich ausgenommen. In Deutschland wurden 2012 185,4 Mio. Tonnen Braun-
kohle gefördert. Eine Förderabgabe in Höhe von 10 % des Preises von 15,31 €/Tonne35 würde daher 
284 Mio. Euro pro Jahr ausmachen 

Eine weitere Subvention besteht in der Nichtheranziehung der Braunkohlewirtschaft zur Entrichtung 
eines Wasserentnahmeentgelts. 
Wasserentnahmeentgelte sind in den meisten Bundesländern eingeführt und werden in allen Bun-
desländern mit Braunkohletagebau erhoben. Sie dienen u. a. dazu, den Verursachern die durch die 
Entnahme des öffentlichen Guts „Wasser“ ent-stehenden Umwelt- und Ressourcenkosten in Rech-
nung zu stellen. Sofern die durch die Sümpfungen (Grundwasserabsenkungen) hervorgerufenen 
Umweltbeeinträchtigungen nicht mit Umweltauflagen vollständig kompensierbar sein sollten, bliebe 
somit ein Bedarf, die Umwelt- und Ressourcenkosten den Verursachern, das heißt der Braunkohle-
wirtschaft, anzulasten. Aber die Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Nieder-
sachsen befreien die Entwässerung der Braunkohletagebaue – sofern das Wasser nicht für andere 
Zwecke wie z. B. zur Kühlung von Kraftwerken genutzt wird – von diesem Entgelt und subventionie-
ren insofern die Braunkohlewirtschaft. 

Positiv ist zu vermerken, dass Nordrhein-Westfahlen einen Schritt zum Abbau dieser umweltschädli-
chen Subvention hat unternommen: Im Gesetz zur Änderung des Wasserentnahmeentgeltes vom 
25.07.2011 (vgl. § 151 Absatz 2 Nr. 2 BbergG.34 Statistik der Kohlenwirtschaft e.V. (2016) wurde die 
Ausnahmeregelung für Braunkohle abgeschafft, so dass nun auch der Braunkohlenabbau für die 
Wasserentnahme mit einem Entgelt belegt wird. 
Die Subventionierung der unentgeltlichen Wassernutzung beträgt etwa 20 Mio. Euro jährlich, falls 
man die – zwischen den Bundesländern differierenden – Wasserentnahmeentgelte als Richtwerte für 
Ressourcennutzung ansetzt. 

Mit dem Verzicht auf die Erhebung der Förderabgabe für Bodenschätze sowie der weitgehenden 
Freistellung von den Wasserentnahmeentgelten begünstigen die Bundesländer die Braunkohle impli-
zit durch die unentgeltliche oder verbilligte Nutzung von Ressourcen um jährlich insgesamt mindes-
tens 304 Mio. €. Braunkohle ist bezogen auf dessen Energiegehalt der fossile Energieträger mit der 
höchsten Klima-, Umwelt- und Gesundheitsbelastung. Zu den gravierenden Tagebaufolgen gehört die 
Zerstörung des natürlichen Grundwasserhaushalts, was mit Schädigungen von Trinkwasserbrunnen, 
Feuchtgebieten und deren Pflanzen- und Tierarten verbunden ist.  

Aus Sicht des Umweltschutzes ist es deshalb notwendig, die implizite Begünstigung der Braunkohle 
abzubau-en. Dies würde langfristig dazu beitragen, den Anteil der Braunkohle-Verstromung im Ener-
gieträgermix zu senken und damit den Schadstoff- und CO2-Ausstoß sowie die weiteren Umwelt- und 
Gesundheitsfolgen der Braunkohlewirtschaft zu mindern. Für die Braunkohlegewinnung ist die För-
derabgabe in Höhe von 10 % des Marktwertes zu erheben. Hierfür wäre eine Änderung des Bundes-
berggesetzes notwendig. Der Abgabensatz läge dann bei circa 1,53 €/Tonne Braunkohle. Für den 
Braunkohletagebau sollten die Länder – wie in Nordrhein-Westfahlen bereits umgesetzt – auch Was-
serentnahmeentgelte erheben. Neue und bestehende Braunkohlekraftwerke und -tagebaue sollten 
weder explizite noch implizite Subventionen erhalten, die dem Verursacherprinzip widerspre-
chen.Darüber hinaus bestehen weitere Subventionen für die Braunkohlewirtschaft, etwa durch Aus-
nahmeregelungen im Energiebereich, die ebenfalls abgebaut werden sollten. So ist der Braun- und 
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Steinkohlenbergbau im Jahr 2012 mit 103 Mio. Euro durch die besondere Ausgleichsregelung des 
EEG begünstigt.Außerdem sollte der Staat sicherstellen, dass die Rückstellungen der Unternehmen 
für die Kosten der Rekultivierung hinreichend hoch sind. Ist dies nicht der Fall, würde der Braunkoh-
lebergbau durch eine implizite Subvention begünstigt. Das gesunkene Börsenstrompreisniveau und 
niedrige Zinsen belasten außerdem die Profitabilität des Braunkohlebergbaus in erheblichem Maße. 
Damit erhöht sich tendenziell das Insolvenzrisiko der Braunkohlebergbaubetriebe. Könn-ten die 
bergbautreibenden Unternehmen nicht für die Rekultivierung oder andere Folgekosten aufkommen, 
müsste die öffentliche Hand und damit der Steuerzah-ler haften. 

Energiesteuervergünstigungen für Kohle 
Die Kohle blieb – im Gegensatz zu anderen Heizstoffen wie Heizöl und Erdgas – in Deutschland lange 
Zeit unbesteuert. Nur für Kohle, die zur Wärmeerzeugung dient, führte die Bundesregierung wegen 
der europäischen Energiesteuerrichtlinie im Rahmen des Energiesteuer-gesetzes seit dem 1. August 
2006 die Besteuerung ein. Der Steuersatz beträgt 0,33 €/Gigajoule (GJ) bezogen auf den Heizwert. Er 
entspricht dem Mindeststeuersatz der EU-Energiesteuerrichtlinie für die private Verwendung von 
Kohle. Die Steuereinnahmen aus der Kohlesteuer betrugen – ohne Abzug weiterer Steuerbegünsti-
gungen – im Jahr 2012 gut 20 Mio. Euro. Dieser Betrag entstand aus der gewerblichen und privaten 
Verwendung von Kohle zur Wärmeerzeugung. Nach Abzug von Steuerbegüns-tigungen für das Ge-
werbe betrugen die tatsächlichen Steuereinnahmen noch gut 16 Mio. Euro. Die Kohlesteu-er für pri-
vate Haushalte blieb aus sozialen Gründen bis 2010 ausgesetzt. Seit Januar 2011 zahlen auch private 
Verbraucher den Steuersatz von 0,33 €/GJ.Der Steuersatz von 0,33 €/GJ spiegelt die von der Kohle-
nutzung ausgehenden Umwelt- und Gesundheits-belastungen durch Schwefeldioxid, CO2-Emissionen 
und Feinstaub nicht annähernd wider. Die zu geringe Besteuerung der Kohle ruft im Wärmemarkt 
Wettbe-werbsverzerrungen zu Lasten der emissionsärmeren, aber weit stärker besteuerten Energie-
träger Heizöl und Erdgas hervor. Dies bevorzugt den Einsatz der Kohle, obwohl Kohle der umwelt- 
und klimaschädlichste fossile Heizstoff ist.Um eine solche Wettbewerbsverzerrung zu vermeiden und 
eine hohe umweltschutzorientierte Lenkungswirkung der Energiebesteuerung zu gewährleisten, soll-
te sich der Steuersatz für alle fossilen Energieträger zu 50 % am Energiegehalt und zu 50 % an der 
CO2-Emissionsrelevanz orientieren. Als Referenzgröße für die Höhe des Steuersatzes im Wärme-
markt lässt sich der aktuelle Steuersatz für leichtes Heizöl von 61,35 €/1.000 Liter zugrunde legen. 
Nach dieser Berechnung liegt der ange-messene Steuersatz für Kohle bei 1,98 €/GJ (entspricht 0,715 
Cent/kWh) und damit sechsmal höher als der derzeit gültige. Auf der Grundlage dieses Steuersatzes 
resultiert für 2012 ein Subventionsvolumen für die zur Wärmeerzeugung eingesetzte Kohle von gut 
100 Mio. €. Zur Beseitigung umweltschädlicher Begünstigungen der Kohle auf dem Wärmemarkt und 
zur Verbesserung der umweltschutzbezogenen Lenkungswirkung ist die Kohlesteuer schrittweise auf 
den Steuersatz von 1,98 €/GJ anzuheben. Er sollte sowohl für die betriebliche als auch die private 
Verwendung gleichermaßen gelten. Zur Linderung sozialer Härten ist die Erhöhung der Kohle-steuer 
für Privathaushalte mit einem effektiven Um-rüstprogramm für die – häufig alten und ineffizienten – 
Heizungsanlagen zu flankieren. Private Haushalte, die ihre Kohleheizung durch eine neue, umwelt-
freundliche Heizung ersetzen, sollten einen Zuschuss zu den Kosten der Umrüstung erhalten. 
 
Hier sollte die Landesregierung eine entsprechende Bundesinitiative starten, um die Energiebesteu-
erung zielgerechter, gerade für den Kohlebereich, auszugestalten. 

2.5 Braunkohle-Rückstellungen 

Im Sinne einer unnötigen Belastung öffentlicher Haushalte sollte darauf gedrängt werden, dass sämtliche 
Folgekosten (Renaturierung, Ewigkeitskosten, sozialer Strukturwandel in der Region) über einen von 
RWE zu bildenden Fonds (anstatt rein bilanzieller Rückstellungen) abgedeckt werden. Damit nicht 
(schon wieder) Gewinne privatisiert und Verluste zu lasten der Steuerzahlenden sozialisiert werden. 
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Quelle: Wronski,R.;Fiedler,S.;Schäuble,D.;Setton,D.undZiehm, C. (FÖS/IASS) (2016): Finanzielle Vorsorge 
im Braunkohlebereich. Optionen zur Sicherung der Braunkohlerückstellungen und zur Umsetzung des 
Verursacherprinzips, Berlin/Potsdam. 

2.6 Umsetzung des Verursacherprinzips durch externe Kostenanlastungen 

Es gibt vielfältige Ansätze, um die externen Umweltschadenskosten, die ohnehin bereits jetzt schon – 
zumeist bei ärmeren Bevölkerungsgruppen – anfallen, aber eben nicht von den Verursachern bezahlt 
werden, diesen anzulasten. 

Bereits 1997 hat die Staatskanzlei der NRW-Landesregierung (NRW-Landesregierung (1997) in mehreren 
wissenschaftlichen Gutachten nachgewiesen, welche konkreten Ansatzpunkte es für NRW gibt, um 
dieses Prinzip durchzusetzen. Konkret werden darin analysiert und zur Umsetzung vorgeschlagen: 

 Sonderabfallerzeugerabgabe 

 Grundwasserentnahmeabgabe 

 Abwärmeabgabe 

 Gülleabgabe bzw. Grundwasserschutzabgabe 

 Massentierhaltungsabgabe 

 Neuversiegelungsabgabe und Entsiegelungsabgabe 

 Nahverkehrsabgabe/Innenstadtzufahrtsabgabe 

Diese Ansätze sollten aktualisiert und dann schnellstmöglich umgesetzt werden. 

2.7 Zweckentfremdung von Mitteln des Corona-Rettungsschirm zum Ausgleich 

des Landeshaushalts 

Statt diese konstruktiven, soliden, vielfältigen und zukunftsorientierten Optionen und Vorschläge, 
wie eben aufgezeigt, umzusetzen, sollen offenbar – soweit das angesichts der Intransparenz über-
haupt ersichtlich ist – Mittel aus dem Corona-Rettungsschirm zum Ausgleich des Landeshaushalts 
entnommen werden, um so anscheinend ohne die behauptete Neuverschuldung auszukommen. 
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